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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates über den Erlaß oder die Erstattung 
von Ein- und Ausfuhrabgaben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 235, 

nach Kenntnisnahme von dem Vorschlag der Kom- 
mission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Überführung von einfuhrabgabenpflichtigen 
Drittlandswaren in den zollrechtlich freien Verkehr 
der Gemeinschaft hat gemäß Artikel 10 Abs. 1 des 
Vertrages die Erhebung der Einfuhrabgaben zur 
Folge. Gemäß der Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den Zahlungsaufschub für 
Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und Abschöpfun- 
gen *) kann für diese Einfuhrabgaben unter bestimm- 
ten Voraussetzungen Zahlungsaufschub gewährt 
werden. 

Der entrichtete oder aufgeschobene Betrag an Ein- 
fuhrabgaben kann den nach den gesetzlichen Vor- 
schriften geschuldeten Betrag wegen eines Schreib- 
oder Rechenfehlers oder wegen der Berücksichtigung 
von falschen oder unvollständigen Verzollungs- 
grundlagen in der Abgabenfestsetzung, insbeson- 
dere hinsichtlich Warenart, Zollwert oder Ursprung, 
übersteigen. Es kann auch Vorkommen, daß bei der 
Überführung einer Ware in den zollrechtlich freien 
Verkehr fälschlich Einfuhrabgaben festgesetzt wer- 
den, obwohl die Ware gemäß den geltenden Be- 


stimmungen nicht einfuhrabgabenpflichtig ist. Es ist 
gerechtfertigt, die nichtgeschuldeten Beträge in die- 
sen Fällen zu erlassen oder zu erstatten. 

Dank der in den Zollbestimmungen vorgesehenen 
Möglichkeiten, insbesondere den Verfahren der Zoll- 
gutlagerung und der vorübergehenden Verwendung, 
können die Einführer die Waren normalerweise in 
voller Kenntnis der Sachlage in den freien Verkehr 
überführen. Die Überführung von Waren in den 
freien Verkehr muß daher grundsätzlich unumkehr- 
bar sein. 

Insbesondere jedoch in den Fällen, in denen der 
Anmelder nicht der tatsächliche Warenempfänger 
ist, kann es Vorkommen, daß Waren irrtümlich zum 
freien Verkehr angemeldet werden, während sie ur- 
sprünglich dazu bestimmt waren, in ein anderes 
Zollverfahren überführt zu werden, in dem keine 
Einfuhrabgaben erhoben werden. Eine Erstattung der 
infolge dieses Irrtums entrichteten oder ein Erlaß 
der aufgeschobenen Einfuhrabgaben ist in diesen 
Fällen gerechtfertigt, sofern den zuständigen Behör- 
den der Nachweis dafür erbracht wird, daß ein Ver- 
sehen vorliegt und daß die Waren der ursprünglich 
vorgesehenen Bestimmung zugeführt werden. 

Es können außerdem bestimmte Fälle einsetzen, 
in denen der Anmelder die in den freien Verkehr 
überführten Waren ohne eigene Fahrlässigkeit oder 
betrügerische Absicht nicht wie vorgesehen verwen- 
den kann. Das ist insbesondere der Fall bei Waren, 
die vom Einführer wegen Schadhaftigkeit oder weil 
sie den Bedingungen des der Einfuhr zugrunde lie- 
genden Vertrages nicht entsprechen, zurückgewiesen 
werden. Vorausgesetzt, daß diese Fälle genau fest- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 14 
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gelegt werden und somit verhindert wird, daß der 
Haushalt der Gemeinschaften die Folgen leichtfer- 
tiger Handelsgeschäfte zu tragen hat, ist ein Erlaß 
oder eine Erstattung auch dieser Einfuhrabgaben 
gerechtfertigt, sofern die betreffenden Waren unter 
Überwachung durch die zuständigen Behörden aus 
dem Zollgebiet der Gemeinschaft wieder ausgeführt 
oder vernichtet oder zerstört werden. 

Um die Tätigkeit von Wohlfahrtseinrichtungen zu 
unterstützen, ist es ferner wünschenswert, die Ein- 
fuhrabgaben für solche in den freien Verkehr über- 
führte Waren zu erlassen oder zu erstatten, die, weil 
im Zollgebiet unverkäuflich, kostenlos diesen Wohl- 
fahrtseinrichtungen überlassen werden. Die kosten- 
lose Überlassung dieser Waren an Wohlfahrtsein- 
richtungen, die ihre Tätigkeit im Zollgebiet der Ge- 
meinschaft ausüben, kann jedoch nur dann zum Er- 
laß oder zur Erstattung der Einfuhrabgaben führen, 
wenn diese Wohlfahrtseinrichtungen gleichartige 
Waren zollfrei aus Drittländern einführen können. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt können nur die 
praktisch am häufigsten vorkommend^n Fälle 
Gegenstand einer Erlaß- oder ErsOVmigsregelung 
für Einfuhrabgaben sein. Es ^ ein Gemeinschafts- 
verfahren geschaffen werden, um gegebenenfalls 
weitere Fälle festzulegen, in denen ein Erlaß oder 
eine Erstattung von Einfuhrabgaben aus Billigkeits- 
gründen gerechtfertigt ist. 

Die für den Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben geltenden Bestimmungen müssen, soweit 
möglich, auch auf den Erlaß oder die Erstattung von 
Ausfuhrabgaben Anwendung finden. 

Es ist erforderlich, die übrigen Grundvorausset- 
zungen sowie die Förmlichkeiten festzulegen, von 
deren Einhaltung der Erlaß oder die Erstattung von 
Ein- oder Ausfuhrabgaben abhängig zu machen ist. 
Insbesondere müssen die Fristen festgesetzt wer- 
den, innerhalb derer der Beteiligte einen Antrag 
bei den zuständigen Behörden stellen kann. 

Der Erlaß oder die Erstattung von Ein- oder Aus- 
fuhrabgaben hat zwangsläufig auch eine Neufest- 
stellung von Eigenmitteln im Sinne von Artikel 2 
Abs. 2 der Verordnung (EWG/Euratom/EGKS) Nr. 
2/71 des Rates vom 2. Januar 1971 zur Durchführung 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Er- 
setzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 


durch eigene Mittel der Gemeinschaften 2 ) zur Folge. 
Der Erlaß präziser Gemeinschaftsvorschriften in 
diesem Bereich wird eine wirksamere Kontrolle 
dieser Eigenmittel ermöglichen. 

Um die einheitliche Anwendung dieser Verord- 
nung zu gewährleisten, ist ein Gemeinschaftsver- 
fahren einzuführen, das es ermöglicht, in angemes- 
sener Frist die notwendigen Durchführungsvorschrif- 
ten zu erlassen. Um auf diesem Gebiet eine enge 
und wirksame Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission herbeizuführen, ist 
es angebracht, auf den Ausschuß für Zollbefreiungen 
zurückzugreifen, der mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1798/75 des Rates vom 10. Juli 1975 über die 
von den Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs befreite 
Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wissen- 
schaftlichen oder kulturellen Charakters 3 ) einge- 
setzt wurde. 

Die vorliegende Verordnung gilt für den Erlaß 
oder die Erstattung der verschiedenen Ein- oder 
Ausfuhrabgaben, die sich sowohl aus der Anwen- 
dung der gemeinsamen Agrarpolitik als auch aus 
der Anwendung der Bestimmungen des Vertrages 
über die Zollunion ergeben. Hinsichtlich letzterer 
Abgaben verleiht der Vertrag den Gemeinschafts- 
organen nicht die Befugnis, verbindliche Vorschrif- 
ten für den Erlaß oder die Erstattung von Ein- oder 
Ausfuhrabgaben zu erlassen. Die vorliegende Ver- 
ordnung muß daher auch auf Artikel 235 gestützt 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die vorliegende Verordnung legt die Voraus- 
setzungen für den Erlaß oder die Erstattung von 
Ein- und Ausfuhrabgaben fest. 

2. Im Sinne dieser Verordnung gelten als 

a) Einfuhrabgaben: Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung, Abschöpfungen und sonstige bei 
der Einfuhr erhobene Abgaben, die im Rah- 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 184 
vom 15. Juli 1975, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - Er 25/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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men der gemeinsamen Agrarpolitik oder im 
Rahmen der nach Artikel 235 des Vertrages 
auf bestimmte landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse anwendbaren spezifischen 
Regelungen vorgesehen sind; 

b) Ausfuhrabgaben: Abschöpfungen und sonstige 
bei der Ausfuhr erhobene Abgaben, die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik oder 
im Rahmen der nach Artikel 235 des Ver- 
trages auf bestimmte landwirtschaftliche Ver- 
arbeitungserzeugnisse anwendbaren spezifi- 
schen Regelungen vorgesehen sind; 

c) Erstattung: die vollständige oder teilweise 
Rückzahlung von entrichteten Ein- oder Aus- 
fuhrabgaben ; 

d) Erlaß: der vollständige oder teilweise Ver- 
zicht auf die Erhebung von noch nicht entrich- 
teten, jedoch von der für die Erhebung zu- 
ständigen Behörde buchmäßig erfaßten Ein- 
oder Ausfuhrabgaben. 


TITEL I 

Erlaß oder Erstattung von Einfuhrabgaben 

A. Falsche Abgabenfestsetzung auf Grund von 
Schreib- und Rechenfehlern 

Artikel 2 

1. Einfuhrabgaben werden insoweit erlassen oder 
erstattet, als sie die nach den gesetzlichen Vor- 
schriften zu erhebenden Abgaben auf Grund 
eines Schreib- oder Rechenfehlers nachweislich 
übersteigen. 

2. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
erfolgt auf Antrag; dieser ist bei der zuständigen 
Zollstelle innerhalb von drei Jahren nach der 
buchmäßigen Erfassung der Abgaben durch die 
für die Erhebung zuständige Behörde zu stellen. 

Wird jedoch der Fehler in der Abgabenfest- 
setzung innerhalb der in vorstehendem Unter- 
absatz bezeichneten Frist von den zuständigen 
Behörden festgestellt, so erfolgt der Erlaß oder 
die Erstattung von Amts wegen. 

B. Nichtbestehen einer Zollschuld oder Abgaben- 
berechnung auf der Grundlage von falschen oder 
unvollständigen Verzollungsgrundlagen 

Artikel 3 

1. Einfuhrabgaben werden insoweit erlassen oder 
erstattet, 

— als für die betreffenden Waren nachweislich 
keine Zollschuld entstanden oder wenn die 
Zollschuld nachweislich erloschen ist oder 


— * als sie die nach den gesetzlichen Vorschriften 
zu erhebenden Abgaben nachweislich wegen 
falscher oder unvollständiger Verzollungs- 
grundlagen übersteigen. 

2. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
erfolgt auf Antrag; dieser ist bei der zuständigen 
Zollstelle innerhalb von zwölf Monaten nach der 
buchmäßigen Erfassung der Abgaben durch die 
für die Erhebung zuständige Behörde zu stellen. 

Wird jedoch das Vorliegen eines Falles der in 
Absatz 1 genannten Art innerhalb der in vor- 
stehendem Unterabsatz bezeichneten Frist von 
den zuständigen Behörden festgestellt, so erfolgt 
der Erlaß oder die Erstattung von Amts wegen. 

Verfügen die zuständigen Behörden nicht über 
die erforderlichen Angaben, um die Einfuhr- 
abgaben von Amts wegen erlassen oder erstatten 
zu können, so teilen sie dies dem Anmelder mit, 
damit er diese Angaben innerhalb einer von der 
zuständigen Behörde zu setzenden Frist machen 
kann. 

C. Irrtümlich zum zollrechtlich freien Verkehr 
angemeldete Waren 

Artikel 4 

1. Einfuhrabgaben werden insoweit erlassen oder 
erstattet, als die betreffenden Waren nachweis- 
lich aufgrund eines Irrtums in den zollrechtlich 
freien Verkehr und nicht in ein anderes Zoll- 
verfahren überführt werden. 

2. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
erfolgt auf Antrag; dieser ist bei der zuständigen 
Zollstelle innerhalb von drei Monaten nach der 
buchmäßigen Erfassung der Abgaben durch die 
für die Erhebung zuständige Behörde zu stellen. 

Artikel 5 

Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhrabgaben 

gemäß Artikel 4 Abs. 1 hängt von den nachstehen- 
den Voraussetzungen ab: 

a) es ist nachzuweisen, 

— daß die Waren nur so verwendet worden 
sind, wie es in dem Zollverfahren, in das die 
Waren hätten überführt werden sollen, vor- 
gesehen ist, 

— daß der tatsächliche Warenempfänger bereits 
bei Anmeldung der Waren zum zollrechtlich 
freien Verkehr die Absicht hatte, die Waren 
in das betreffende Zollverfahren zu über- 
führen, 

— daß die in den zollrechtlich freien Verkehr 
überführten Waren die nämlichen sind, wie 
die Waren, deren Überführung in das andere 
Zollverfahren beantragt wurde; 
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b) für die irrtümlich zum zollrechtlich freien Ver- 
kehr angemeldeten Waren ist eine Anmeldung 
zu dem gleichen Zollverfahren vorzulegen, in das 
sie ursprünglich hatten überführt werden sollen. 


D. Schadhafte oder den Bedingungen des Vertrages 
nicht entsprechende Waren 


Artikel 6 

1. Einfuhrabgaben werden insoweit erlassen oder 
erstattet, als die betreffenden Waren vom Ein- 
führer zurückgewiesen werden, weil sie nach- 
weislich schadhaft waren oder den Bedingungen 
des der Einfuhr zugrunde liegenden Vertrages 
nachweislich nicht entsprachen. 

Als schadhafte Waren im Sinne dieser Verord- 
nung gelten auch Waren, die während ihrer Be- 
förderung zur Zollstelle der Anmeldung zum zoll- 
rechtlich freien Verkehr oder bei dieser Zoll- 
stelle beschädigt wurden. 

2. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
erfolgt auf Antrag; dieser ist bei der zuständigen 
Zollstelle innerhalb von zwölf Monaten nach der 
buchmäßigen Erfassung der Abgaben durch die 
für die Erhebung zuständige Behörde zu stellen. 

In begründeten Ausnahmefällen können die zu- 
ständigen Behörden diese Frist verlängern. 


Artikel 7 

1. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben gemäß Artikel 6 Abs. 1 hängt davon ab, 
daß die Waren unter zollamtlicher Überwachung 
aus dem Gebiet der Gemeinschaft wieder ausge- 
führt werden. 

Anstelle der Wiederausfuhr können die Waren, 
soweit möglich, unter zollamtlicher Überwachung 
auf Kosten des Beteiligten vernichtet oder zer- 
stört werden. 

Fallen bei einer solchen Zerstörung einfuhr- 
abgabenpflichtige Rückstände an, so bemessen 
sich, sofern diese Rückstände nicht ausgeführt 
werden, etwaige hierfür zu erhebende Einfuhr- 
abgaben nach deren Verzollungsgrundlagen im 
Zeitpunkt der Zerstörung. 

2. Die Zollförmlichkeiten aus Anlaß der Wieder- 
ausfuhr, der Vernichtung oder Zerstörung der 
Waren nach Absatz 1 müssen innerhalb von 
zwei Monaten nach der Entscheidung der zu- 
ständigen Behörden, dem Antrag auf Erlaß oder 
Erstattung stattzugeben, erfüllt werden. 


Soweit möglich, können die zuständigen Behör- 
den auf Antrag des Beteiligten zulassen, daß die 
Zollförmlichkeiten aus Anlaß der Wiederausfuhr, 
der Vernichtung oder Zerstörung der Waren er- 
füllt werden, bevor sie über den Antrag auf Erlaß 
oder Erstattung der Einfuhrabgaben entschieden 
haben. Die Entscheidung über diesen Antrag 
wird durch diese Zulassung nicht berührt. 

3. Außerdem ist den zuständigen Behörden nachzu- 
weisen, daß 

a) die Waren bereits im Zeitpunkt der Annahme 
der Anmeldung zum zollrechtlich freien Ver- 
kehr schadhaft waren oder den Bedingungen 
des Vertrages nicht entsprachen; 

b) die Waren nicht verwendet worden sind, es 
sei denn, daß ihre Schadhaftigkeit oder die 
nicht vertragsgemäße Lieferung erst nach Be- 
ginn einer Verwendung festgestellt werden 
konnte-, 

c) die betreffenden Waren die nämlichen wie 
die in den zollrechtlich freien Verkehr über- 
führten sind. 


Artikel 8 

Werden nur Teile einer Ware wieder ausgeführt, 
vernichtet oder zerstört, so bemißt sich die Hohe des 
Erlasses oder der Erstattung nach dem Unterschieds- 
betrag zwischen den Einfuhrabgaben für die voll- 
ständige Ware und den Einfuhrabgaben, die zu er- 
heben gewesen waren, wenn die verbleibende Ware 
unverändert und zum gleichen Zeitpunkt wie die 
vollständige Ware in den zollrechtlich freien Ver- 
kehr überführt worden wäre. 

Wenn die Einfuhrabgaben für die verbleibende 
Ware nach den Tarifierungsregeln hoher sind als die 
Einfuhrabgaben für die vollständige Ware, so wird 
der Unterschiedsbetrag von den zuständigen Be- 
hörden nacherhoben. 


Artikel 9 

Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhrabgaben 

ist ausgeschlossen für Waren, 

a) die vor ihrer Anmeldung zum zollrechtlich freien 
Verkehr zu Versuchszwecken zur vorübergehen- 
den Verwendung abgefertigt worden waren; dies 
gilt jedoch nicht, wenn die Schadhaftigkeit oder 
die nicht vertragsgemäße Lieferung während 
dieser Versuche nachweislich normalerweise 
nicht festgestellt werden konnte; 

b) deren Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr ein Kaufvertrag zugrunde gelegen hat, 
dessen Bedingungen und insbesondere dessen 
Preis unter Berücksichtigung der Schadhaftigkeit 
der Waren festgesetzt worden sind. 
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Artikel 10 

Die Artikel 6 bis 9 gelten nicht für Waren, die vom 
Einführer nach der Feststellung der Schadhaftigkeit 
oder der nicht vertragsgemäßen Lieferung verkauft 
worden sind. 


E. Erlaß oder Erstattung in Sonderfällen 

Artikel 11 

1. Einfuhrabgaben werden insoweit erlassen oder 
erstattet, als nachweislich einer der nachstehen- 
den besonderen Fälle vorliegt: 

a) die Waren konnten aus einem dem Anmelder 
nicht zurechenbaren Grunde nicht an den Emp- 
fänger geliefert werden; 

b) die Waren wurden vom Absender irrtümlich 
an den Empfänger geliefert; 

c) die Waren waren für den Empfänger wegen 
einer Falschbestellung für die vorgesehene 
Verwendung ungeeignet; 

d) die vorgesehene Verwendung der Waren war 
für den Empfänger auf Grund von allgemei- 
nen, nach der Warenfreigabe von Behörden 
oder sonstigen entscheidungsbefugten Stellen 
getroffenen Maßnahmen unmöglich oder we- 
sentlich beeinträchtigt; 

e) eine bei Abgabe der Anmeldung der Waren 
zum zollrechtlich freien Verkehr beantragte 
vollständige oder teilweise Zollbefreiung 
wurde dem Empfänger nach Freigabe der 
Waren nicht gewährt; 

f) der Empfänger hat die Waren erst nach Ab- 
lauf der Lieferfrist erhalten, die in dem der 
Einfuhr zugrunde liegenden Vertrag bindend 
vorgeschrieben war; 

g) im Zollgebiet der Gemeinschaft unverkäuf- 
liche Waren werden unentgeltlich an Wohl- 
fahrtseinrichtungen geliefert, 

— die in Drittländern tätig sind und in der 
Gemeinschaft eine Vertretung haben 

oder 

— die im Zollgebiet der Gemeinschaft tätig 
sind, sofern diese Wohlfahrtseinrichtungen 
gleichartige Waren zollfrei aus Dritt- 
ländern einführen können. 

2, Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
erfolgt auf Antrag; dieser ist bei der zuständigen 
Zollstelle innerhalb von sechs Monaten nach der 
buchmäßigen Erfassung der Abgaben durch die 
für die Erhebung zuständige Behörde zu stellen. 

In begründeten Ausnahmefällen können die zu- 
ständigen Behörden diese Frist verlängern. 


Artikel 12 

1. Der Erlaß oder die Erstattung von Einfuhr- 
abgaben gemäß Artikel 1 1 Abs. 1 hängt davon 
ab, daß die Waren unter zollamtlicher Über- 
wachung aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft 
wieder ausgeführt werden; dies gilt jedoch nicht 
im Falle der Vernichtung der Waren auf Wei- 
sung der Behörden oder im Falle ihrer Lieferung 
an in der Gemeinschaft tätige Wohlfahrtseinrich- 
tungen. 

Anstelle der Wiederausfuhr können die Waren, 
soweit möglich, unter zollamtlicher Überwachung 
auf Kosten des Beteiligten vernichtet oder zer- 
stört werden. 

Fallen bei einer derartigen Zerstörung einfuhr- 
abgabenpflichtige Rückstände an, so bemessen 
sich, sofern diese Rückstände nicht ausgeführt 
werden, etwaige hierfür zu erhebende Einfuhr- 
abgaben nach deren Verzollungsgrundlagen im 
Zeitpunkt der Zerstörung. 

2. Die Zollförmlichkeiten aus Anlaß der Wiederaus- 
fuhr, der Vernichtung oder Zerstörung der 
Waren nach Absatz 1 müssen innerhalb von 
zwei Monaten nach der Entscheidung der zustän- 
digen Behörden, dem Antrag auf Erlaß oder 
Erstattung stattzugeben, erfüllt werden. 

Soweit möglich, können die zuständigen Be- 
hörden auf Antrag des Beteiligten zulassen, daß 
die Zollförmlichkeiten aus Anlaß der Wiederaus- 
fuhr, der Vernichtung oder Zerstörung der Waren 
erfüllt werden, bevor sie über den Antrag auf 
Erlaß oder Erstattung der Einfuhrabgaben ent- 
schieden haben. Die Entscheidung über diesen 
Antrag wird durch diese Zulassung nicht berührt. 

3. Außerdem ist nachzuweisen, daß 

a) die Waren vom Einführer weder verkauft 
noch verwendet worden sind, es sei denn, daß 
erst nach Beginn einer Verwendung die Tat- 
sachen festgestellt werden konnten, auf die 
der Erstattungsantrag gestützt wird; 

b) die Waren die nämlichen wie die in den 
zollrechtlich freien Verkehr überführten sind. 


Artikel 13 

Werden nur Teile einer Ware wieder ausgeführi, 
vernichtet oder zerstört, findet Artikel 8 An- 
wendung. 

F. Erlaß oder Erstattung in anderen Fällen 

Artikel 14 

Einfuhrabgaben können bei Vorliegen besonderer 
Umstände aus Billigkeitsgründen erlassen oder er- 
stattet werden, sofern der Beteiligte nicht fahrlässig 
oder in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 
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Die Voraussetzungen für die Anwendung des vor- 
stehenden Unterabsatzes werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 23 Abs. 2 festgelegt. 

TITEL II 

Erlaß oder Erstattung von Ausfuhrabgaben 

Artikel 15 

Für den Erlaß oder die Erstattung von Ausfuhr- 
abgaben gelten die Artikel 2, 3 und 14 dieser Ver- 
ordnung entsprechend. 

TITEL III 

Für den Antrag auf Erlaß oder Erstattung von Ein- 
oder Ausfuhrabgaben geltende Bestimmungen 

Artikel 16 

Ein- oder Ausfuhrabgaben werden demjenigen, der 
die Abgaben entrichtet hat, dem Abgabenschuldner 
oder deren Empfangsberechtigten erlassen oder 
erstattet. 

Ausgenommen die Fälle des Erlasses oder der Er- 
stattung von Amts wegen durch die zuständigen 
Behörden gemäß Artikel 2 Abs. 2 zweiter Unter- 
absatz oder Artikel 3 Abs. 2 zweiter Unterabsatz 
hängt der Erlaß oder die Erstattung davon ab, daß 
die in vorstehendem Unterabsatz bezeichnete Person 
oder deren Vertreter gemäß den Artikeln 17 und 18 
bei den zuständigen Behörden einen Antrag stellt. 


Artikel 17 

1. Der Antrag ist bei der Zollstelle zu stellen, bei 
der die Abgaben buchmäßig erfaßt worden sind; 
die zuständigen Behörden können hierfür jedoch 
andere Zollstellen bestimmen. 

Der Antragsteller hat seinem Antrag alle ihm 
vorliegenden Beweisunterlagen beizufügen, da- 
mit die zuständigen Behörden über den Antrag 
auf der Grundlage der von dem Antragsteller 
vorgebrachten Gründe entscheiden können. Bei 
Bedarf können die zuständigen Behörden dem 
Antragsteller eine Frist für die Vorlage weiterer 
Beweise setzen. 

2. Als Zollstelle im Sinne von Absatz 1 erster 
Unterabsatz gilt jede zuständige Dienststelle, bei 
der Ein- oder Ausfuhrabgaben buchmäßig erfaßt 
werden, auch wenn es sich nicht um eine Dienst- 
stelle der Zollverwaltung handelt. 

Artikel 18 

1. Werden bei der Wiederausfuhr von Waren in 
den Fällen, in denen der Erlaß oder die Erstat- 


tung der Einfuhrabgaben hiervon abhängig ist, 
die Zollförmlichkeiten bei einer anderen Zoll- 
stelle als der der Antragstellung erfüllt, so hat 
der Antragsteller der Ausfuhrzollstelle recht- 
zeitig eine Kopie des Erlaß- oder Erstattungs- 
antrages vorzulegen, damit sie die erforderlichen 
Feststellungen hinsichtlich der Nämlichkeit der 
Waren treffen kann. Liegen die beiden Zoll- 
stellen jedoch in dem gleichen Mitgliedstaat, so 
können die zuständigen Behörden dieses Mit- 
gliedstaates für diese Fälle ein abweichendes 
Verfahren der Zusammenarbeit zwischen den 
betreffenden Zollstellen festlegen. 

Die erfolgte Ausfuhr aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft sowie die getroffenen Feststellun- 
gen hinsichtlich der Nämlichkeit der Waren wer- 
den der Zollstelle der Antragstellung alsbald 
mitgeteilt. 

2. Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Waren 
anstelle der Wiederausfuhr unter Überwachung 
durch andere zuständige Behörden als die Zoll- 
stelle der Antragstellung vernichtet oder zerstört 
werden. 

3. Die zur Anwendung dieses Artikels erforder- 
lichen Methoden der Zusammenarbeit der Ver- 
waltungen der Mitgliedstaaten werden nach dem 
Verfahren des Artikels 23 Abs. 2 erlassen. 

TITEL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Vorbehaltlich der Artikel 6 Abs. 2 zweiter Unter- 
absatz und Artikel 11 Abs. 2 zweiter Unterabsatz 
sind die in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen 
zur Stellung von Anträgen auf Erlaß oder Erstattung 
von Ein- oder Ausfuhrabgaben nicht verlängerbar, 
es sei denn, der Beteiligte kann nachweisen, daß er 
den Antrag infolge Zufalls oder wegen höherer 
Gewalt nicht fristgerecht stellen konnte. 


Artikel 20 

Ausgenommen die Fälle der Artikel 2, 3 und 11 
Abs. 1 Buchstaben a und b ist ein Erlaß oder eine 
Erstattung von Ein- oder Ausfuhrabgaben nach die- 
ser Verordnung davon abhängig, daß der zu erlas- 
sende oder zu erstattende Betrag fünf Rechnungsein- 
heiten übersteigt. 

Artikel 21 

Diese Verordnung gilt unbeschadet der in den Mit- 
gliedstaaten anwendbaren Bestimmungen, nach 
denen die zuständigen Behörden als zahlungs- 
unfähig anerkannten Abgabenschuldnern Ein- oder 
Ausfuhrabgaben erlassen können. 
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Artikel 22 

1. Werden Waren im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik unter Vorlage einer Einfuhrlizenz 
oder einer Vorausfestsetzungsbescheinigung in 
den zollrechtlich freien Verkehr überführt, so 
finden die Vergünstigungen der Artikel 4, 6 und 
11 auf diese Waren nur Anwendung, wenn den 
in Artikel 17 bezeichneten Behörden nachge- 
wiesen wird, daß die zuständigen Behörden die 
erforderlichen Maßnahmen ergriffen haben, um 
die Rechtsfolgen der Überführung in den zoll- 
rechtlich freien Verkehr hinsichtlich der Einfuhr- 
lizenz oder der Vorausfestsetzungsbescheinigung 
rückgängig zu machen. 

2. Absatz 1 gilt auch in den Fällen, in denen Waren 
in Anwendung von Artikel 14 wieder ausgeführt 
oder vernichtet werden. 


Artikel 23 

1. Der in Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
1793/75 des Rates vom 10. Juli 1975 über die von 
den Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs befreite 


Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wis- 
senschaftlichen oder kulturellen Charakters vor- 
gesehene Ausschuß für Zollbefreiungen kann alle 
die Anwendung dieser Verordnung betreffenden 
Fragen prüfen, die ihm der Vorsitzende von sich 
aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit- 
gliedstaates unterbreitet. 

2. Die Durchführungsvorschriften zu den Artikeln 3, 
4, 6, 7, 11, 12, 14, 15, 17 und 18 dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 9 
Absätze 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
1798/75 des Rates vom 10. Juli 1975 über die von 
den Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs befreite 
Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wis- 
senschaftlichen oder kulturellen Charakters er- 
lassen. 

Artikel 24 

Diese Verordnung tritt drei Monate nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Die in den Mitgliedstaaten in Kraft befindlichen 
Bestimmungen sehen für einfuhrabgabenpflichtige 
Waren, die in deren Zollgebiet in den freien Ver- 
kehr überführt worden sind, unter bestimmten Vor- 
aussetzungen den Erlaß oder die Erstattung der Ein- 
fuhrabgaben vor. 

Obwohl die für den Erlaß oder die Erstattung von 
Einfuhrabgaben geltenden Bestimmungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten erhebliche Unterschiede 
aufweisen, liegen allen diesen Bestimmungen vor 
allem nachstehende zwei Prinzipien zugrunde: 

a) fehlerhafte Abgabenfestsetzung oder 

b) Unmöglichkeit für den Beteiligten, die in den 
freien Verkehr überführten Waren wie vorge- 
sehen zu verwenden. 

Der erstere dieser beiden Grundsätze ist auf die 
allgemeingültigen Vorschriften über die Rückforde- 
rung ohne Rechtsgrund entrichteter Beträge zurück- 
zuführen; der letztere geht von dem Gedanken aus, 
daß Gutgläubigen Billigkeitsmaßnahmen zu gewäh- 
ren sind. 

Die einzelstaatlichen Bestimmungen auf diesem Ge- 
biet müssen aus den folgenden zwei Gründen als- 
bald durch eine Gemeinschaftsregelung ersetzt 
werden: 

— jede unterschiedliche Behandlung der gemein- 
schaftlichen Einführer von Drittlandswaren muß 
abgeschafft werden; 

— die Fälle müssen genau festgelegt werden, in 
denen die Mitgliedstaaten Feststellungen von 
Eigenmitteln der Gemeinschaften gemäß Artikel 
2 der Verordnung (EWG/Euratom/EGKS) Nr. 2/71 
des Rates vom 2. Januar 1971 zur Durchführung 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa- 
ten durch eigene Mittel der Gemeinschaften *) 
berichtigen können, 

2. Der vorliegende Verordnungsvorschlag wird 
dieser doppelten Zielsetzung gerecht. Diesem Ver- 
ordnungsvorschlag liegen, wie auch den gegenwär- 
tig in den Mitgliedstaaten in Kraft befindlichen Vor- 
schriften, die zwei oben genannten Prinzipien zu- 
grunde. 

I. Fehlerhafte Abgabenfestsetzung 

3. Es kann sich hierbei entweder um ein reines 
Versehen (Schreib- oder Rechenfehler) oder, wie in 
der Mehrzahl der Fälle, um eine fehlerhafte Rechts- 
anwendung handeln: eine solche liegt vor, wenn die 
Einfuhrabgaben unter Zugrundelegung falscher oder 
unvollständiger Verzollungsgrundlagen (Zollwert, 
Ursprung, Tarifierung usw.) festgesetzt werden oder 


wenn Waren verzollt werden, die (z. B. wegen ihrer 
besonderen Zweckbestimmung) nicht einfuhr- 
abgabenpflichtig sind. 

Die Artikel 2 und 3 des vorliegenden Verordnungs- 
vorschlags legen für diese Fälle die Voraussetzun- 
gen für den Erlaß oder die Erstattung der Einfuhr- 
abgaben fest. 

4. Zu den Fällen fehlerhafter Abgabenfestsetzung 
gehören auch die Fälle, in denen Waren, voraus- 
gesetzt der tatsächliche Warenempfänger handelt 
gutgläubig, versehentlich zum zollrechtlich freien 
Verkehr angemeldet werden, während sie aufgrund 
ihrer besonderen Zweckbestimmung ursprünglich in 
ein anderes Zollverfahren (Zollgutlager, aktiver 
Veredelungsverkehr usw.) hätten überführt werden 
sollen. Dies kommt insbesondere dann vor, wenn 
der Anmelder nicht der tatsächliche Warenemp- 
fänger, sondern ein diesen vertretender gewerbs- 
mäßiger Zolldeklarant ist, der ungenaue Anweisun- 
gen erhalten hat. 

Die Artikel 4 und 5 des vorliegenden Verordnungs- 
vorschlags legen für diese Fälle die Voraussetzun- 
gen für den Erlaß oder die Erstattung der Einfuhr- 
abgaben fest. 

II. Unmöglichkeit für den Beteiligten, die in den 
freien Verkehr überführten Waren wie vorge- 
sehen zu verwenden 

5. Dieser Grundsatz, der mit der Verpflichtung zur 
Wiederausfuhr oder der Zerstörung der in den 
freien Verkehr überführten Waren unter Über- 
wachung durch die zuständigen Behörden verbunden 
ist, wird in den Mitgliedstaaten unterschiedlich an- 
gewandt. Einige Mitgliedstaaten wenden diesen 
Grundsatz nur mit Einschränkungen an und be- 
schränken sich darauf, lediglich die auf internatio- 
naler Ebene, insbesondere vom Brüsseler Zoll-Rat 
empfohlenen Maßnahmen zu befolgen. Andere Mit- 
gliedstaaten wiederum messen diesem Grundsatz in 
Anbetracht der praktischen Fälle, die zu lösen 
waren, größeres Gewicht zu. 

Nach Auffassung der Kommission sollte hierbei be- 
rücksichtigt werden, daß die Einführer die Waren 
dank der in gemeinschaftlichen oder einzelstaat- 
lichen Zollbestimmungen vorgesehenen zahlreichen 
Möglichkeiten (Zollgutlagerung, vorübergehende 
Verwendung, Besichtigung der Waren vor ihrer An- 
meldung zum freien Verkehr usw.) normalerweise 
in voller Kenntnis der Sachlage in den zollrechtlich 
freien Verkehr überführen lassen können. Die Über- 
führung von Waren in den freien Verkehr sollte 
daher nach Meinung der Kommission grundsätzlich 
unumkehrbar sein. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971, S. 1 
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6. Es müssen jedoch Ausnahmen von diesem 
Grundsatz der Unumkehrbarkeit der Überführung in 
den freien Verkehr zugunsten solcher Einführer vor- 
gesehen werden, die, ohne eigene Fahrlässigkeit 
oder betrügerische Absicht, in eine besondere Lage 
geraten sind, die ihnen die vorgesehene Verwen- 
dung der Waren unmöglich macht.. 

Außer in den bereits genannten Fällen der irrtüm- 
lichen Überführung von Waren in den freien Ver- 
kehr ist ein Erlaß oder eine Erstattung von Einfuhr- 
abgaben nach Auffassung der Kommission in folgen- 
den Fällen gerechtfertigt: 

a) schadhafte oder den Bedingungen des der Ein- 
fuhr zugrunde liegenden Vertrages nicht entspre- 
chende Waren (Artikel 6); 

b) die Waren konnten aus einem dem Anmelder 
nicht zurechenbaren Grunde nicht an den Emp- 
fänger geliefert werden (Artikel 11 Abs. 1 Buch- 
stabe a); 

c) die Waren wurden vom Absender irrtümlich an 
den Empfänger geliefert (Artikel 1 1 Abs. 1 Buch- 
stabe b); 

d) die Waren waren für den Empfänger wegen einer 
Falschbestellung für die vorgesehene Verwen- 
dung ungeeignet (Artikel 1 1 Abs. 1 Buchstabe c) ; 

e) die vorgesehene Verwendung der Waren war für 
den Empfänger auf Grund von allgemeinen, nach 
der Warenfreigabe von Behörden oder sonstigen 
entscheidungsbefugten Stellen getroffenen Maß- 
nahmen unmöglich oder wesentlich beeinträchtigt 
(Artikel 11 Abs. 1 Buchstabe d); 

f) eine bei Abgabe der Anmeldung der Waren zum 
zollrechtlidr freien Verkehr beantragte vollstän- 
dige oder teilweise Zollbefreiung wurde dem 
Empfänger nach Freigabe der Waren nicht ge- 
währt (Artikel 11 Abs. 1 Buchstabe e); 

g) der Empfänger hat die Waren erst nach Ablauf 
der Lieferfrist erhalten, die in dem der Einfuhr 
zugrunde liegenden Vertrag bindend vorge- 
schrieben war (Artikel 11 Abs. 1 Buchstabe f). 

Die Artikel 7 bis 10 (schadhafte oder den Bedingun- 
gen des Vertrages nicht entsprechende Waren) und 
die Artikel 12 und 13 (sonstige Waren, die sich in 
einer der oben genannten Situationen des vorliegen- 
den Verordnungsvorschlags befinden) legen für die 
jeweiligen Fälle die Voraussetzungen für den Erlaß 
oder die Erstattung der Einfuhrabgaben fest. 

7. Um die Tätigkeit von Wohlfahrtseinrichtungen 
zu unterstützen, befürwortet die Kommission ferner, 
die Einfuhrabgaben auch für solche in der Gemein- 
schaft unverkäufliche Waren zu erlassen oder zu 
erstatten, die der Einführer kostenlos an diese Ein- 
richtungen liefert. Sofern es sich dabei um Einrich- 
tungen handelt, die ihre Tätigkeit im Zollgebiet der 
Gemeinschaft ausüben, muß diese Möglichkeit je- 


doch davon abhängig gemacht werden, daß diese 
Einrichtungen gleichartige Waren zollfrei aus Dritt- 
ländern einführen können (Artikel 11 Abs. 1 Buch- 
stabe g). 

8. Obwohl die Kommission die hier kurz erläuter- 
ten Bestimmungen für ein zusammenhängendes, den 
häufigsten der praktisch vorkommenden Fälle ange- 
paßtes Ganzes ansieht, schließt sie die Möglichkeit 
einer Erweiterung dieser Fälle nicht aus, sofern sich 
ein Bedürfnis hierfür ergeben sollte. Dies bezweckt 
der Artikel 14 des vorliegenden Verordnungsvor- 
schlags, nach dem die gegebenenfalls eine Billig- 
keitsmaßnahme rechtfertigenden Fälle auf Gemein- 
schaftsebene gelöst werden sollen. 

9. Sofern bei der Ausfuhr von Waren aus der Ge- 
meinschaft Ausfuhrabgaben (z. B. Abschöpfungen) 
zu erheben sind, finden die obengenannten Be- 
stimmungen natürlich entsprechende Anwendung 
(Artikel 15), insoweit sie bei der Ausfuhr mögliche 
Fälle (z. B. Erlaß oder Erstattung bei fehlerhafter 
Abgabenfestsetzung) abdecken. 

10. Nachdem die Fälle, in denen Ein- oder Ausfuhr- 
abgaben erlassen oder erstattet werden können, so- 
mit bestimmt sind, bleibt nur noch festzulegen, von 
welchen Förmlichkeiten der Erlaß oder die Erstat- 
tung abhängt. Dies bezwecken die Artikel 16 bis 18, 
die insbesondere vorschreiben, welchen Anforde- 
rungen der Antrag auf Erlaß oder Erstattung ge- 
nügen muß; diese Artikel legen ferner die zu erfül- 
lenden Förmlichkeiten für die Fälle fest, in denen 
die Wiederausfuhr nicht über die Zollstelle der An- 
tragstellung (die zudem in einem anderen Mitglied- 
staat liegen kann) erfolgt. 

11. Die Schlußbestimmungen des vorliegenden Ver- 
ordnungsvorschlags haben vor allem die Beziehun- 
gen der Erlaß- oder Erstattungsregeln zu den nicht 
außer Kraft zu setzenden einzelstaatlichen Vor- 
schriften (Artikel 21 betreffend die als zahlungs- 
unfähig anerkannten Schuldner) oder deren Be- 
ziehungen zu den zu beachtenden Gemeinschaftsvor- 
schriften zum Gegenstand (Artikel 22 betreffend die 
Auswirkungen des Erlasses oder der Erstattung von 
Einfuhrabgaben auf die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik vorgesehenen Einfuhrlizenzen 
oder Vorausfestsetzungsbescheinigungen) . 

In den Schlußbestimmungen wird ferner dem in 
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1798/75 des 
Rates 2 ) vorgesehenen Ausschuß für Zollbefreiungen 
die Zuständigkeit übertragen, alle die Anwendung 
der vorgeschlagenen Verordnung betreffenden 
Fragen zu prüfen und eine Stellungnahme zu den 
von der Kommission vorgeschlagenen Bestimmun- 
gen abzugeben, die für die einheitliche Anwendung 
dieses Verordnungsvorschlags in der gesamten Ge- 
meinschaft erforderlich sind. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 184 
vom 15. Juli 1975, S. 1 
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12. Alle Fälle, in denen nach dem vorliegenden 
Verordnungsvorschlag Ein- oder Ausfuhrabgaben 
erlassen oder erstattet werden können, sind unbe- 
streitbar durch juristische oder wirtschaftliche Er- 
wägungen gerechtfertigt; von einigen selten vor- 
kommenden Situationen abgesehen, decken sich 
diese Fälle mit denjenigen, die von der jeweiligen 
Gesetzgebung in den meisten Mitgliedstaaten vor- 
gesehen sind. Die Auswirkungen dieser Verordnung 
auf die Haushaltseinnahmen der Gemeinschaft wer- 
den deshalb auch unbedeutend sein. Durch den 
Erlaß präziser Gemeinschaftsvorschriften werden die 
Voraussetzungen festgelegt, unter denen eigene 
Mittel der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 2 
Abs. 2 der Verordnung (EWG/Euratom/EGKS) Nr. 
2/71 des Rates 3 ) neu festgestellt werden können. 


Dies wird eine wirksamere Kontrolle der eigenen 
Mittel ermöglichen. 

13. Der vorliegende Vorschlag einer Verordnung, 
der sich auf die Artikel 43 und 235 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
stützt, erfordert die Stellungnahme des Europäi- 
schen Parlaments. Seine Annahme durch den Rat 
wird einen weiteren Fortschritt im Aufbau der Zoll- 
union darstellen. Die Kommission hält es aufgrund 
des Inhalts dieses Vorschlages für wünschenswert, 
auch die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses einzuholen. 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971, S. 1 
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